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argumentationen zur Begründung revanchistischer Positionen, 
die einer ernsthaften völkerrechtlichen Überprüfung in keiner 
Weise standhalten. Das betrifft einmal die Behauptungen, daß 
das zwar allgemein als Potsdamer A b k o m m e n  bezeichnet«, 
jedoch offiziell als M i t t e i l u n g  über die Drei-Mächte- 
Konferenz von Berlin veröffentlichte Dokument lediglich eine 
unverbindliche Information über die ihrer Rechtsnatur nach 
sehr unterschiedlichen Ergebnisse dieser Konferenz, eine 
„gemischte Sammlung teils eindeutiger, teils zweideutiger 
Beschlüsse, Empfehlungen, Absichten und Wünsche“ der drei 
Mächte18 darstelle, daher „in sich keine geschlossene Einheit" 
bilde19 und folglich auch rechtlich nicht einheitlich beurteilt 
werden könne. Das gilt gleichermaßen für die Meinung, das 
Potsdamer Abkommen sei „nur ein Regierungsabkommen, 
kein völkerrechtlicher Vertrag im vollen Sinne des Wortes“, 
ein „executive agreement“ bzw. ein „Verwaltungsabkom­
men“.20

Alle diese Auffassungen beachten zum einen nicht, daß es 
neben der im „Amtsblatt des Kontrollräte in - Deutschland“ 
veröffentlichten „Mitteilung“ über die Berliner Konferenz 
noch ein „Protokoll“ über sie gibt, das ebenfalls von den 
Staats- bzw. Regierungschefs der drei Mächte unterzeichnet ist 
und sämtliche in der „Mitteilung“ enthaltenen Vereinbarungen 
sowie einige weitere beinhaltet.21 Sie tragen zum anderen 
nicht dem inzwischen in der Wiener Konvention über das 
Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 (Art. 2, 7, 11, 12, 24) 
kodifizierten Völkergewohnheitsrecht Rechnung, daß es für 
den Charakter eines internationalen Dokuments als völker­
rechtlicher Vertrag nicht auf seine Bezeichnung ankommt, 
sondern allein darauf, daß es sich um eine von bevollmäch­
tigten Staatenvertretern Unterzeichnete Vereinbarung von 
gegenseitigen Rechten und Pflichten handelt, die alle Bereiche 
staatlicher Tätigkeit betreffen und durchaus unterschiedlicher 
Natur sein können (z. B. Muß- oder Sollverpflichtungen, Ver­
pflichtungen zu konkretem Handeln, zur „Prüfung“ bestimm­
ter Fragen, zu späteren Verhandlungen oder Verhaltensweisen 
usw.).

Es gibt daher nicht die geringsten Grundlagen oder Recht­
fertigungen dafür, den völkerrechtlichen Vertragscharakter des 
Potsdamer Abkommens und damit seine Bedeutung für das 
Gesamtsystem des geltenden Völkerrechts anzuzweifeln. Es ist 
deshalb auch nicht verwunderlich, daß derartige Versuche zu 
solchen in sich widersprüchlichen Positionen führen wie z. B. 
der Behauptung von einer „umstrittenen Rechtsnatur“ des 
Potsdamer Abkommens bei gleichzeitiger Feststellung, daß 
„allgemein“ an seiner Bezeichnung als „Abkommen“ (!) fest­
gehalten werde22, oder seiner Betrachtung, „wie wenn“ (!) 
es ein völkerrechtlicher Vertrag wäre23.

So erweist sich das Potsdamer Abkommen zweifelsfrei als 
völkerrechtliche Vereinbarung zwischen den Hauptmächten 
der Antihitlerkoalition24, in der diese nach Kriegsende in 
rechtsverbindlicher Form sowohl die wichtigsten politischen 
Orientierungen als auch — in Verbindung damit — grund­
legende Völkerrechtsprinzipien zum Ausdruck brachten, die 
nach ihrem Willen für die Gestaltung der künftigen interna­
tionalen Friedensordnung bestimmend sein sollten.

Dieser Funktion des Potsdamer Abkommens entspricht es 
auch, daß es als Ganzes in seiner Geltung unbefristet ist. Es 
enthält zwar einzelne Bestimmungen, die in einem eingegrenz­
ten Zeitraum („Anfangsperiode der Kontrolle Deutschlands“) 
durchzuführen waren. Aber alle Regelungen, die die Beseiti­
gung des Nazismus und Militarismus, die Gestaltung der 
territorialen Nachkriegsordnung und die künftige Friedens­
sicherung betrafen, konnten ihrer Natur nach nur zeitlich 
unbegrenzte Geltung haben und ließen dies auch weithin 
schon durch ihre Formulierungen erkennen („dauerhaft“, „für 
immer“, „endgültig“ u. ä.). Erst recht gilt das für die im 
Potsdamer Abkommen zum Ausdruck und zur Anwendung 
gelangten neuen Völkerrechtsgrundsätze, deren Sinn und Ziel 
ja gerade darin bestanden, auch mit den Mitteln des Rechts 
Barrieren gegen jegliche Wiederholungen faschistischer Ver­
brechen und erneute Friedensbedrohungen zu errichten. Ihnen 
nur befristete Gültigkeit zuzuerkennen, würde nicht nur den 
Grundgedanken aller Vereinbarungen der Antihitlerkoalition 
direkt zuwiderlaufen, sondern geradezu einer Negierung der 
historischen Bedeutung des antifaschistischen Befreiungs- 

4 kampfes und einer Mißachtung der in ihm gebrachten Opfer 
v gleichkommen.

Die Wirkung des Potsdamer Abkommens
auf die Umsetzung des Prinzips der friedlichen Koexistenz

Die Inhaltlichen Hauptrichtungen, in denen das Potsdamer 
Abkommen die schon mit früheren Vereinbarungen der Anti­

hitlerkoalition eingeleitete Weiterentwicklung des Völker­
rechts fortführte, waren durch die Zielstellungen der Anti­
hitlerkoalition bestimmt. Sie ergaben sich aus den politischen 
Grundsätzen und Rechtsvorstellungen, von denen sich die 
Alliierten bei ihrem Kampf gegen die faschistischen Aggres­
soren, bei der Gestaltung ihrer Zusammenarbeit und bei der 
Erarbeitung ihrer Konzeption für die Nachkriegsverhältnisse 
gemeinsam leiten ließen und in ihren Vereinbarungen bekann­
ten. Entsprechend der in der Erklärung von Jalta (Abschn. V) 
nochmals bekräftigten Entschlossenheit der Antihitlerkoa­
lition, als Ergebnis ihres Sieges „eine auf Recht und Gesetz 
gegründete Weltordnung zu schaffen, die dem Frieden, der 
Sicherheit, der Freiheit und dem allgemeinen Wohl der ge­
samten Menschheit geweiht ist“25 26, bezog sich daher der Beitrag 
des Potsdamer Abkommens zur Entwicklung des Völkerrechts 
vor allem auf den Ausbau des völkerrechtlichen Instrumenta­
riums zur Sicherung des friedlichen Zusammenlebens der 
Staaten und Völker, zur Verhinderung von Aggressionen und 
zum Schutz der Völker gegen faschistische Entrechtungen und 
Vergewaltigungen.

In diesem Rahmen kommt die geschichtlich größte und 
rechtlich weittragendste Bedeutung zweifellos den Wirkungen 
zu, die das Potsdamer Abkommen auf die Umsetzung des 
Prinzips der friedlichen Koexistenz von Staaten mit unter­
schiedlichen Gesellschaftsordnungen in konkrete und verbind­
liche völkerrechtliche Normen ausübte.

Diese von W. I. Lenin für die Politik des ersten sozialisti­
schen Staates gegenüber kapitalistischen Ländern entwickelte 
Konzeption20 fand zwar schon sehr früh in einzelnen bilate­
ralen Abkommen zwischen der RSFSR bzw. der UdSSR und 
kapitalistischen Staaten einen bestimmten völkerrechtlichen 
Ausdruck27. Aber erst in den Vereinbarungen der Antihitler­
koalition gingen die Hauptkräfte der beiden Weltsysteme 
multilateral rechtsverbindliche Verpflichtungen ein, unge­
achtet ihrer unterschiedlichen sozialen und politischen Struk­
turen im Kampf gegen die faschistische Bedrohung und für die 
Schaffung eines sicheren Friedens eine breite Zusammenarbeit 
bis hin zum Militärbündnis zu entwickeln. Eben das war, im 
Gegensatz zu allen auch in jüngster Zeit wiederholten west­
lichen Geschichtslügen über die angebliche „Spaltung Europas“ 
durch Jalta28, das Grundanliegen aller Abmachungen der Anti­
hitlerkoalition von der Deklaration der Vereinten Nationen 
von 1942 bis zur Krim-Deklaration.

Dieser Grundsatz der Zusammenarbeit aller friedliebenden 
Staaten, unabhängig von ihren Gesellschaftsordnungen, zur 
Gewährleistung ihrer gemeinsamen Sicherheit, den die Charta 
der Vereinten Nationen auch zur Hauptzielsetzung der Welt­
organisation erklärte (Art. 1 Ziff. 1), wurde im Potsdamer 
Abkommen als fundamentales Prinzip für die Nachkriegsord­
nung statuiert. In diesem Sinne bekräftigten seine Unterzeich­
nerstaaten, daß die Berliner Konferenz „das Band zwischen 
den drei Regierungen fester geknüpft und den Rahmen ihrer 
Zusammenarbeit und Verständigung erweitert hat“, daß sie 
die Konferenz mit der verstärkten Überzeugung verlassen, 
„daß ihre Regierungen und Völker, zusammen mit anderen 
Vereinten Nationen, die Schaffung eines gerechten und dauer­
haften Friedens sichern werden“ (Abschn. I). Und auf dieser 
Grundlage vereinbarten sie „eine gemeinsame Politik zur 
möglichst baldigen Schaffung der Bedingungen für einen 
dauerhaften Frieden ...“ (Abschn. X).

Es ist bekannt, daß die westlichen Unterzeichner des Pots-
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